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Die Bundesregierung hat am 13.3.2024 den von Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann vorgelegten Gesetzesentwurf zur

Reform des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes (KapMuG) beschlossen (vgl. PM BMJ vom gleichen Tag). Mit dem Ge-

setzesentwurf soll die im Koalitionsvertrag für die laufende Legislaturperiode vereinbarte Reform des KapMuG umgesetzt

werden. Das bisher befristet bis zum 31.8.2024 geltende KapMuG sieht für bestimmte kapitalmarktbezogene Rechtsstreitig-

keiten ein besonderes zivilprozessuales Musterverfahren vor. Dieses solle die effektive Verhandlung und Durchsetzung insbe-

sondere von Schadensersatzansprüchen geschädigter Anleger bei falschen, irreführenden oder unterlassenen öffentlichen

Kapitalmarktinformationen erleichtern. Solche Informationen können bspw. in Börsenprospekten oder Jahresabschlüssen

enthalten sein. Nach der Konzeption des KapMuG legt das bspw. über eine Klage wegen Anlegerschäden verhandelnde LG

auf Antrag einer Partei Tatsachen- oder Rechtsfragen, die sich in mindestens zehn bereits erhobenen Einzelklagen gleichlau-

tend stellen, dem jeweiligen OLG vor. In dem dann von einem gerichtlich ausgewählten Musterkläger unter Beteiligung aller

übrigen Ausgangsparteien geführten Musterverfahren entscheidet das OLG einheitlich mit Bindungswirkung für alle indivi-

duellen Klagen. Ziel der nun initiierten Reform sei es, das KapMuG zu einem sowohl für die Gerichte als auch die geschädig-

ten Anleger effektiven Instrument bei der Bewältigung von Massenverfahren mit kapitalmarktrechtlichem Bezug fortzuent-

wickeln. Im Zuge dessen solle das KapMuG entfristet und dauerhaft etabliert werden. U. a. seien die folgenden Änderungen

vorgesehen: (1) Verkürzung des Zeitraums von der Einzelklage vor dem LG bis zum Musterverfahren beim OLG durch Anpas-

sung gesetzlicher Fristen, durch Zuständigkeitskonzentrationen und durch Verschlanken des Verfahrens bis zum Eröffnungs-

beschluss des OLG; (2) Stärkung der Stellung des OLG innerhalb des KapMuG-Systems, indem es künftig selbst die sich aus

den Einzelklagen ergebenden Feststellungsziele für das Musterverfahren formuliert; (3) Reduzierung der häufig hohen Zahl

der Verfahrensbeteiligten im Musterverfahren; (4) Digitale Führung der Gerichtsakten für Musterverfahren schon vor Ablauf

der für die Gerichte bis 1.1.2026 laufenden Regelfrist.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Anordnung der Löschung unrecht-

mäßig verarbeiteter Daten durch Aufsichts-

behörde eines Mitgliedstaats auch ohne

entsprechenden Antrag der betroffenen

Person

1. Art. 58 Abs. 2 Buchst. d und g der Verordnung

(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natür-

licher Personen bei der Verarbeitung personen-

bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und

zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-

schutz-Grundverordnung) ist dahin auszulegen,

dass die Aufsichtsbehörde eines Mitgliedstaats

den Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter

in Ausübung ihrer in diesen Bestimmungen vor-

gesehenen Abhilfebefugnisse selbst dann zur

Löschung unrechtmäßig verarbeiteter personen-

bezogener Daten anweisen darf, wenn die be-

troffene Person keinen entsprechenden Antrag

auf Ausübung ihrer Rechte nach Art. 17 Abs. 1

dieser Verordnung gestellt hat.

2. Art. 58 Abs. 2 der Verordnung 2016/679 ist

dahin auszulegen, dass sich die Befugnis der

Aufsichtsbehörde eines Mitgliedstaats, die Lö-

schung unrechtmäßig verarbeiteter personenbe-

zogener Daten anzuordnen, sowohl auf bei der

betroffenen Person erhobene als auch auf aus

einer anderen Quelle stammende Daten bezie-

hen kann.

EuGH, Urteil vom 14.3.2024 – C-46/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-705-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: PIERRE CARDIN

a) Die Vorschrift des § 19c Satz 1 MarkenG ge-

währt der obsiegenden Partei nicht nur bei Un-

terlassungsklagen, sondern auch bei Klagen auf

Auskunftserteilung, Rechnungslegung und Scha-

densersatzfeststellung einen Anspruch auf Ur-

teilsbekanntmachung.

b) Der Begriff des „berechtigten Interesses“ ge-

mäß § 19c Satz 1 MarkenG ist unionsrechtskon-

form dahin auszulegen, dass die der obsiegen-

den Partei zu Gebote stehende Befugnis zur Ur-

teilsbekanntmachung unter dem Vorbehalt der

Verhältnismäßigkeit steht.

c) In die Verhältnismäßigkeitsprüfung ist der

Zeitablauf seit den markenrechtsverletzenden

Handlungen einzustellen, weil Zweck der Urteils-

bekanntmachung auch die Beseitigung fortwir-

kender Störungen ist. Daneben sind weitere Um-

stände zu berücksichtigen wie die durch den

Vertrieb markenrechtsverletzender Ware verur-

sachte Marktverwirrung, Art und Umfang der

Verletzung, die öffentlichkeitswirksame Wer-

bung für markenrechtsverletzende Produkte, die

Art des Vertriebs, die Bekanntheit der Marke

und der Grad des Verschuldens des Verletzers.

d) Da die Veröffentlichung von in Verfahren

wegen Verletzungen von Rechten des geis-

tigen Eigentums ergangenen Gerichtsentschei-

dungen auch das Ziel hat, künftige Verletzer

abzuschrecken und zur Sensibilisierung der

breiten Öffentlichkeit beizutragen, sind im

Rahmen einer unionsrechtskonformen Anwen-

dung von § 19c MarkenG auch generalpräven-

tive Aspekte in die Verhältnismäßigkeitsprü-

fung einzubeziehen.

BGH, Versäumnisurteil vom 22.2.2024 –

I ZR 217/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-705-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Bestimmung des Geschäftswerts der

notariellen Beurkundung der Übertragung

eines Geschäftsanteils

Der Geschäftswert der notariellen Beurkundung

der Übertragung eines Geschäftsanteils an einer

gemeinnützigen GmbH bestimmt sich nach

dem Eigenkapital der Gesellschaft im Sinne von

§ 266 Abs. 3 HGB, das auf den Anteil entfällt.

BGH, Beschluss vom 6.2.2024 – II ZB 19/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-705-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Name der Partnerschaft – Nur noch

Zusatz „und Partner“ oder „Partnerschaft“

nötig (§ 2 Abs. 1 PartGG)

Gemäß § 2 Abs. 1 PartGG idF vom 10. August

2021, in Kraft getreten am 1. Januar 2024, muss

der Name der Partnerschaft nur noch den Zusatz

„und Partner“ oder „Partnerschaft“ enthalten.

Die Aufnahme des Namens mindestens eines

Partners ist nicht mehr erforderlich.

BGH, Beschluss vom 6.2.2024 – II ZB 23/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-705-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Art. 15 DSGVO – Kein Anspruch auf

Abschriften der Begründungsschreiben

samt Anlagen zu PKV-Prämienanpassungen

Aus Art. 15 Abs. 1 und 3 DSGVO folgt grundsätz-

lich kein Anspruch auf Abschriften der Begrün-

dungsschreiben samt Anlagen zu Prämienan-
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